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An den  
Präsidenten des Landtags NRW 
 
Ausschließlich per E-Mail: anhoerung@landtag.nrw.de 
 
 
 

Anhörung der Enquetekommission III „Wasser in Zeiten der Klimakrise“ am 
26. Mai 2025 zum Thema „Abwasserentsorgungsinfrastruktur“; 
Ihr Schreiben vom 21.03.2025 – hier eingegangen am 27.03.2025 
 
 
Sehr geehrter Herr Landtagspräsident Kuper, 
 
wir bedanken uns für die Möglichkeit, eine Stellungnahme abgeben zu können. 
 
Zu den einzelnen Fragen nehmen wir wie folgt Stellung: 
 

1. In welchem Zustand befindet sich die Abwasserentsorgungsinfrastruktur in 
NRW und welcher Umfang an Reparatur- und Modernisierungsmaßnah-
men ist erforderlich? Wo bestehen bürokratische Hindernisse sowohl bei 
der Instandhaltung als auch bei der Modernisierung von Abwassersyste-
men und welche Herausforderungen sowie Ansätze für Lösungen gibt es in 
der Netzinfrastruktur? 

 
Auf der Grundlage der seit dem 01.01.1996 geltenden Selbstüberwachungs-
verordnung für öffentliche und private Abwasseranlagen (SüwVO Abw NRW) 
werden öffentliche Abwasserkanäle durchgängig auf ihre Funktionstüchtigkeit 
überprüft.  
 
Auf dieser Grundlage erfolgt dann eine Reparatur bzw. Erneuerung nach der 
jeweils festgestellten Schadensklasse. 
 
Bereits heute investieren die kommunalen Wasserunternehmen jährlich 10 
Milliarden Euro, um ihre Netze und Anlagen instand zu halten und an den Kli-
mawandel anzupassen. Eine aktuelle Studie von Becker Büttner Held Rechtsan-
wälte Steuerberater Unternehmensberater PartGmbB im Auftrag des VKU zeigt 
jedoch, dass die Investitionen auf durchschnittlich 40 Milliarden Euro pro Jahr 
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steigen müssten, um zukünftige Herausforderungen zu meistern. Bis 2045 ergibt sich daraus eine Gesamt-
summe von 800 Milliarden Euro, wobei etwa 65 Prozent auf die Abwasserentsorgung und 35 Prozent auf 
die Trinkwasserversorgung entfallen. 
 
Der steigende Investitionsbedarf für Kommunen und kommunale Unternehmen kann nicht überall durch 
die Gebühren und Entgelte der Nutzer getragen werden. Dies ist insbesondere in Regionen mit schrump-
fender Bevölkerung der Fall. Notwendig sind sowohl kostendämpfende Maßnahmen als auch die Möglich-
keit direkter finanzieller Unterstützung und Förderung. Zu den kostendämpfenden Maßnahmen zählen im 
Einzelnen insbesondere eine Beschleunigung von Planungs- und Genehmigungsverfahren, die Auflösung 
von Konflikten zwischen der Sicherstellung der Wasserver- und Abwasserentsorgung und Naturschutzrege-
lungen. Elementar ist die konsequente Einführung und Umsetzung der erweiterten Herstellerverantwor-
tung nicht nur der Kommunalabwasserrichtlinie, sondern auch für die Trinkwasserversorgung.  
 
In den letzten Jahren hat der zunehmende Fachkräftemangel und der Anstieg der Baupreise dazu beigetra-
gen, dass Sanierungsmaßnahmen teilweise zeitlich geschoben werden mussten, soweit dieses mit Blick auf 
die festgestellte Schadensklasse als vertretbar angesehen werden konnte. 
 
Hinzu kommt, dass die zunehmenden Starkregenereignisse und die ausreichende Dimensionierung von öf-
fentlichen Abwasserkanälen seit dem 15.12.2022 in § 6 Abs. 2 Satz 4 KAG NRW aufgenommen worden ist, 
so dass funktionstüchtige Abwasserkanäle vorzeitig durch neue, größer dimensionierte Abwasserkanäle er-
setzt werden können, falls sich hierfür im Einzelfall eine Notwendigkeit ergibt. Diese Regelung erleichtert 
den Städten und Gemeinden sich den Anforderungen der zunehmenden Starkregenereignisse zu stellen. 
 

2. Welche Auswirkungen hat der Klimawandel auf die Anforderungen an abwassertechnische Anlagen? 
Inwieweit sind die derzeitigen Systeme zum Umgang mit Abwasser und Regenwasser zukünftig noch 
anwendbar? Wie sollten sie ggf. angepasst oder ergänzt werden? 

 
Die zunehmenden Starkregenereignisse machen es in Teilgebieten von Städten und Gemeinden erforder-
lich, zur Vermeidung von Überflutung durch Starkregenereignisse das öffentliche Abwassernetz zu optimie-
ren.  
 
Bevor aber öffentliche Abwasserkanäle vorzeitig ausgetauscht werden, ist jeweils im zeitlichen Vorfeld zu 
prüfen, ob mit einer Entsiegelung von öffentlichen Flächen die Kapazität der öffentlichen Abwasserkanäle 
wieder vergrößert werden kann. Insoweit steht die Entsiegelung von öffentlichen Flächen im Vordergrund, 
die in § 8 Abs. 3 des Bundes-Klimaanpassungsgesetzes seit dem 01.07.2024 vorgegeben wird. Durch das 
Bundes-Förderprogramm KfW Nr. 444 werden seit März 2025 auch Entsiegelungskonzepte und Entsieg-
lungsmaßnahmen gefördert. Dabei ist zu diesem Förderprogramm anzumerken, dass es in einfacher Art 
und Weise in Anspruch genommen werden kann. Dieses ist für eine zügige Umsetzung von Maßnahmen 
besonders wichtig. 
 
In der Praxis konnte in Einzelfällen erreicht werden, dass durch den Einbau von zusätzlichen Straßeneinläu-
fen (Straßengullys) größere Wassermengen einem ausreichend dimensionierten öffentlichen Abwasserka-
nal wieder zugeführt werden können.  
 
Zugleich besteht die Möglichkeit, unter öffentlichen Grünanlagen Speicher für Niederschlagswasser in das 
öffentliche Regenwasserkanalnetz zu integrieren, wodurch das Niederschlagswasser vor Ort gehalten wird 
und zugleich ein Pufferspeicher zur Vermeidung von Überflutungen vorhanden ist. Das gespeicherte Nie-
derschlagswasser kann z. B. auch zur Bewässerung von Stadtbäumen eingesetzt werden. 
 
Vorrangig sind Rückhaltemaßnahmen für Niederschlagswasser im öffentlichen Bereich durchzuführen, weil 
private Grundstückseigentümerinnen und Grundstückseigentümer mit der Beseitigung des Niederschlags-
wassers nicht überfordert werden dürfen. 
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Möglich ist darüber hinaus die satzungsrechtliche Vorgabe, das Niederschlagswasser nur dosiert mit einer 
Rückhaltung auf dem privaten Grundstück dem öffentlichen Kanalnetz zugeführt werden darf, womit zu-
gleich die Möglichkeit für die privaten Grundstückseigentümerinnen und Grundstückseigentümer eröffnet 
wird, dass Niederschlagswasser z. B. zur Gartenbewässerung nutzen zu können. 
 

3. Welche praktischen Herausforderungen entstehen unter den veränderten Klimabedingungen für die 
Abwasserwirtschaft insgesamt, wie kann diesen begegnet werden? 

 
Es ist erforderlich, dass notwendige Maßnahmen zeitnah umgesetzt werden können. Grundlage hierfür sind 
die Darstellungen im Klimaatlas NRW. Dort werden auch Überflutungsgefährdungen bei Starkregen darge-
stellt.  
 
Wichtig sind Pauschalförderprogramme des Landes, die eine zügige Umsetzung von Schutzmaßnahmen er-
möglichen. 
 

4. Welche Hindernisse bei der Umsetzung notwendiger Maßnahmen sehen Sie? Können diese Hinder-
nisse durch Änderungen des technischen Regelwerks oder der politischen Rahmenbedingungen besei-
tigt werden? 

 
Die technischen Regelwerke zum Überflutungsschutz wie z. B. die DIN EN 752 Überflutungsschutz), das 
DWA A 118 (Überstauhäufigkeit) und die DIN EN 1986-100 (Entwässerungssysteme auf privaten Grundstü-
cken) sind grundsätzlich ausreichend, um einen hinreichenden Überflutungsschutz zu gewährleisten.  
 
Wichtig ist, dass die Kommunen bei der Renaturierung von Flüssen und Bächen unterstützt werden.  
 
Insoweit ist die Verfügbarkeit von Grundstücken ein großes Hemmnis in der Praxis.  
 
Ein Baustein ist die Wiedereinführung eines Vorkaufsrechtes im Landeswassergesetz NRW (§ 73 LWG NRW 
a. F.), welches von den Kommunen auch unmittelbar ausgeübt werden kann. 
 

5. Welche Entwicklungen erwarten Sie bei der Wasserqualität (z. B. Viren, Bakterien, Schadstoffe, Nähr-
stoffe, Mikroplastik und Salze) in Abwasser und Fließgewässern infolge des Klimawandels und wie 
sollte damit umgegangen werden? 

 
Auf der Bundesebene ist das so genannte 3-Säulen-Modell entwickelt worden.  
 
Schadstoffe im Abwasser sollen in erster Linie an der Quelle vermindert werden, in dem z. B. in den Pro-
dukten die abwasserschädlichen Stoffe vermindert oder ersetzt werden (1. Säule).  
 
Zugleich ist die Aufklärung der Anwender/-innen von Produkten wichtig, damit ein Eintrag in den Abwas-
serstrom vermindert werden kann (2. Säule). So wird im Rahmen der Abfall- und Abwasserberatung darauf 
hingewiesen, dass beispielsweise bei der Anwendung von Schmerzsalben, die Diclofenac enthalten, zu-
nächst mit einer Küchenrolle die Hände abzuwischen und erst dann die Hände zu waschen sind, damit der 
Eintrag in den Abwasserstrom vermindert werden kann. Insofern kann jede Bürgerin und jeder Bürger dazu 
beitragen, die Einträge von schädlichen Stoffen in den Abwasserstrom zu verringern. 
 
Die 3. Säule im sog. 3-Säulen-Modell des Bundes ist die Ertüchtigung von Kläranlagen. Insoweit gibt die EU-
Richtlinie Kommunales Abwasser 2014/30129 (KARL) vor, dass mit Blick auf die Einträge in die Abwasser-
ströme die Arzneimittelindustrie und die Kosmetikhersteller zukünftig in ein Herstellerfonds einzuzahlen 
haben. Über diesen Herstellerfonds sollen mindestens 80 % der Errichtungs- und Betriebskosten für 4. Rei-
nigungsstufen finanziert werden. Mit Sorge schauen wir daher auf die Diskussionen auf europäischer Ebene 
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die erweiterte Herstellerverantwortung wieder abzuwickeln. Das hätte erhebliche Auswirkungen auf den 
effektiven Gewässerschutz und die Kosten für die Kommunen und Bürgerinnen und Bürger.  
 
Die EU-Richtlinie Kommunales Abwasser 2014/30129 (KARL) ist bis zum 31.07.2027 in Deutschland umzu-
setzen. Bis zum 31.12.2028 muss ein entsprechender Herstellerfonds eingerichtet werden.  
 
Ein solcher Herstellerfonds ist auch wichtig, damit die Abwassergebühren für die Bürgerinnen und Bürger 
und die Industrie- und Gewerbetriebe verträglich bleiben. 
 

6. Wie können Kommunen bei der Umsetzung notwendiger Maßnahmen in der Abwasserbewirtschaf-
tung noch besser unterstützt werden? 

 
Insbesondere pauschale Förderprogramme zur Durchführung von Maßnahmen der Klimaanpassung sind 
erforderlich, damit Klimaanpassungsmaßnahmen auch in der Abwasserinfrastruktur möglichst zeitnah um-
gesetzt werden können. Darüber hinaus verweisen wir auf unsere Antwort zur Frage 1. Es ist wichtig dar-
über zu diskutieren, wie die künftige Infrastrukturfinanzierung über Entgelte und Gebühren hinaus finan-
ziert werden kann.  
 

7. Wie kann das Land NRW Kommunen und andere Akteure besser dabei unterstützen, Fördermittel des 
Bundes und der EU für Abwasserprojekte zu akquirieren? 

 
Sinnvoll ist eine Beratung der Kommunen über eine Art Leitstelle und Fördermittelnavigator. Gerne unter-
stützen die kommunalen Spitzenverbände die diesbezüglichen Aktivitäten des Landes.  
 

8. Welche spezifischen Finanzierungsinstrumente halten Sie für notwendig, um die Sanierung und den 
Ausbau der Wasserinfrastrukturen in Zeiten der Klimakrise und vor dem Hintergrund der gestiegenen 
Anforderungen (z. B. durch die Novellierung der Kommunalabwasserrichtlinie) langfristige sicherzu-
stellen? Wie kann das Verursacherprinzip umgesetzt werden? 

 
Es wird als erforderlich angesehen, das „Förderprogramm zukunftsfähige und nachhaltige Abwasserbesei-
tigung (ZunA)“ des Landes NRW ständig daraufhin zu überprüfen, ob eine Erweiterung der Förderkulisse 
angezeigt ist.  
 
Mit Blick auf die EU-Richtlinie Kommunales Abwasser 2014/3019 (KARL) ist es erforderlich, sicherzustellen, 
dass auch diejenigen Städte und Gemeinden, die bereits eine 4. Reinigungsstufe eingeführt haben oder 
dabei sind, eine solche einzuführen, auf den einzurichtenden Herstellerfonds zurückgreifen können und 
diese Städte und Gemeinden nicht bestraft werden, weil sie vorzeitig eine 4. Reinigungsstufe eingeführt 
haben. Der Ausbau der kommunalen Kläranlagen mit 4. Reinigungsstufen muss zwingend mit der Herstel-
lerverantwortung einhergehen. Sollte die Herstellerfinanzierung wegfallen, braucht es andere Lösungen, 
damit nicht allein die Kommunen und die Gebührenzahlerinnen und Gebührenzahler auf den Kosten sitzen-
bleiben.  
 
Dieses muss auf der Bundesebene mit Unterstützung des Landes NRW sichergestellt werden. 
 

9. Wie können bei der Umsetzung von Investitionen in die Abwasserinfrastruktur die Kapazitäten bei Bau-
firmen, Planungsbüros und öffentlichen Institutionen, z. B. Genehmigungsbehörden effizienter genutzt 
bzw. erweitert werden? Welche Ansatzpunkte sehen Sie hier auf den verschiedenen politischen Ebe-
nen? 

 
Es ist dringend erforderlich, Förderprogramme des Landes zu vereinfachen, damit Förderungen schneller 
bewilligt werden können.  
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10. Welche Potenziale und Schwierigkeiten sehen Sie beim Ausbau bzw. in der Nutzung von Aquathermie 
in der Abwasserwirtschaft? Welche weiteren Möglichkeiten der Energiegewinnung gibt es? Wo sehen 
Sie NRW bei diesen Punkten? 

 
Im Jahr 2024 ist in Zusammenarbeit mit dem MWIKE eine Grundsatzerklärung durch viele Verbände unter-
zeichnet worden, mit welchem die Nutzung der Abwasserwärme befördert werden soll.  
Wichtig bei der Abwasserwärmenutzung ist, dass die Wärme auch bei den Grundstücken ankommen kann.  
Ein aktuelles Beispiel hierfür ist die Stadt Duisburg, die in einem Neubaugebiet mit Abwasserwärme und 
einem Fernwärmenetz diese Wärmeversorgung sicherstellt.  
 
Ebenso hat die Stadt Lemgo seit vielen Jahren Erfahrung in der Nutzung von Abwasserwärme.  
 
Es gibt zwei verschiedene Bereiche, in den Abwasserwärme genutzt werden kann: zum einen im Ablauf der 
Kläranlage und zum anderen direkt im öffentlichen Abwasserkanal.  
 
Auch im Zulaufstrom der Kläranlage ist es möglich Wärme zu entziehen, wenn die Abwassertemperatur 
nicht zu stark abgesenkt wird. Die Temperatur ist wichtig, um die Klärung in der Kläranlage zu ermöglichen.  
 
Bezogen auf eine Abwasserwärmenutzung im öffentlichen Kanal muss darauf geachtet werden, dass keine 
unnötigen Hürden aufgebaut werden. Hierzu gehört unter anderem, dass bezogen auf die Inspektion von 
öffentlichen Abwasserkanälen auf der Grundlage der Selbstüberwachungsverordnung für öffentliche und 
private Abwasseranlagen (SüwVO Abw NRW) praxisgerechte Lösungen gefunden werden, durch welche si-
chergestellt wird, dass die Nutzung der Abwasserwärme nicht unnötig erschwert wird. 
 

11. Wie werden sich die Abwassergebühren voraussichtlich entwickeln? Wie kann einer Steigerung entge-
gengewirkt werden? Wie könnten Mieter und Eigentümer bei ggf. übermäßig steigenden Abwasserge-
bühren entlastet werden? 

 
Die Abwassergebühren sind in NRW in den letzten Jahrzehnten in ihrer Entwicklung relativ stabil. Die Städte 
und Gemeinden bemühen sich diese Stabilität beizubehalten. 
 
Die Abwassergebühren können wegen der unterschiedlichen geografischen Ausgangslagen in den Städten 
und Gemeinden nicht gleich hoch sein. So hat eine Stadt bzw. Gemeinde mit vielen Ortsteilen andere Kosten 
als eine Stadt bzw. Gemeinde mit einem kompakten Gebiet. Unterschiede ergeben sich ebenso in Berg- und 
Talregionen und im Flachland. 
 
Für die Erhebung der Abwassergebühren gilt das Kommunalabgabengesetz NRW (KAG NRW) und hier der 
§ 6 KAG NRW für Benutzungsgebühren. Gebührenpflichtig sind auf der Grundlage des KAG NRW der Grund-
stückseigentümer bzw. die Grundstückseigentümerin und nicht die Mieter/-innen. 
 

12. Welche Möglichkeiten und Herausforderungen bestehen aktuell bei der Wiederverwendung von auf-
bereitetem Abwasser? Welche weiteren Möglichkeiten können Sie sich vorstellen? Wie müsste der 
rechtliche Rahmen dafür angepasst werden? 

 
Die klimawandelbedingten Auswirkungen sind in unseren Städten, Kreisen und Gemeinden immer deutli-
cher spürbar. Dabei führen auch langanhaltende Hitze und Trockenheit zu gravierenden Folgewirkungen 
und können in einzelnen Regionen zu temporären Wasserknappheiten führen. Aus diesem Grund kann die 
Förderung der Wiederverwendung von behandeltem Abwasser künftig eine größere Bedeutung erlangen. 
Mit dem im Sommer 2023 verabschiedeten „Water Reuse Act“ hat die EU einheitliche Mindestanforderun-
gen an aufbereitetes Wasser festgelegt und deren Einsatzbereiche definiert. Recyceltes Wasser wird künftig 
in verschiedenen Güteklassen bewertet und kann für die Bewässerung von landwirtschaftlich genutzten 
Flächen verwendet werden. In vielen Ländern Südeuropas ist diese Praxis bereits gängig und kann auch in 
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Deutschland helfen, den Bedarf an Frischwasser und gleichzeitig den Anfall von Schmutzwasser zur Klärung 
zu reduzieren.  
 
Die geltende EU-Verordnung zum Abwasser Re-Use legt die Rahmenbedingungen fest, unter denen die EU-
Mitgliedstaaten die Wasserwiederverwendung zur landwirtschaftlichen Bewässerung nutzen können. Sie 
bietet den EU-Mitgliedstaaten dabei die Möglichkeit, einerseits unter bestimmten Bedingungen Flussge-
biete oder Teile von Flussgebieten von der Zulassung der Aufbereitung und Wiederverwendung ganz aus-
zunehmen, andererseits zusätzliche Anforderungen an die Aufbereitung und Wiederverwendung von kom-
munalem Abwasser im nationalen Recht zu stellen. 
 
Es braucht nun zügig ergänzende nationale Regelungen, die die Verordnungsanwendung konkretisieren und 
die Nutzung von Abwasser vereinfachen. Dabei ist darauf zu achten, dass neue Genehmigungs-, Informa-
tions- und Berichtspflichten nicht den Bemühungen um einen Bürokratieabbau zuwiderlaufen. Bei zusätzli-
chen Anforderungen besteht infolge von steigenden Kosten und Mehraufwänden ansonsten die Gefahr, 
dass die Nachnutzung von gereinigtem Abwasser zu aufwändig und damit unattraktiv wird. Ergänzend soll-
ten eben dem stärkeren Einsatz von gereinigtem Abwasser auch die Steigerung der Wassereffizienz bei der 
landwirtschaftlichen Bewässerung und der industriellen Produktion vorangetrieben werden.   
 
Darüber hinaus wirken sich der Klimawandel und zunehmend länger anhaltende Dürreperioden negativ auf 
öffentliche Grünflächen in Städten und Dörfern aus. Die Nutzung von Trinkwasser für die Bewässerung von 
sensiblem Grün (wie Jungbäumen) kann nicht dauerhaft nachhaltig sein. Daher sollte aus unserer Sicht auch 
den Einsatz von geklärtem Abwasser für die Zwecke der Bewässerung von öffentlichen Grünflächen ermög-
licht werden. Auch dabei müssen die umweltfachlichen Vorsorgeprinzipien beachtet werden, wobei hin-
sichtlich der Festlegung stofflicher Anforderungen eine Verschiebung in der Gewichtung der Einzelaspekte 
(mehr Bedeutung für Hygiene- und Gesundheitsaspekte) zu erwarten ist. Viele Kommunen ziehen die Nut-
zung von geklärtem Abwasser für die Bewässerung in Betracht oder vollziehen es bereits. Es wäre ein wich-
tiges Signal, wenn der Bund konkrete Anforderungen an die Nutzung für öffentliche Grünflächen setzt.  
 
Die EU-Richtlinie Kommunales Abwasser 2014/3019 (KARL) gibt in Art. 8 Abs. 8 verbindlich für die Mit-
gliedstaaten vor, dass nur das Abwasser zur Wiederverwendung vorgesehen werden kann, welches eine 4. 
Reinigungsstufe in einer Kläranlage durchlaufen hat.  
 
Dieses ist ein richtiger Ansatzpunkt, welcher auch im Bundeswasserrecht verankert werden muss. 
 

13. Welche technologischen Möglichkeiten gibt es für die Kreislaufführung industriell geführten Wassers? 
Welche Hindernisse sehen Sie bei der Implementierung? Wie könnte man diese beheben? 

 
In Nordrhein-Westfalen ist insbesondere die Galvanik-Industrie in der Vergangenheit gefördert worden, da-
mit PFT-belastetes Abwasser in den Produktionsprozess zurückgeführt werden kann und PFT nicht im Ab-
wasserstrom vorzufinden ist.  
 
Derartige Förderungen sind auszubauen. 
 

14. Welche Auswirkungen hat der Klimawandel auf abwasserwirtschaftliche Anforderungen an Unterneh-
men? Wie wirkt sich dies auf den Wirtschaftsstandort NRW aus? Wie kann diesen Herausforderungen 
und möglichen Nutzungskonflikten praxisnah begegnet werden? 

 
Für Grundstückseigentümerinnen und Grundstückseigentümer sowie Industrie- und Gewerbebetriebe ist 
eine Starkregen- und Überflutungsberatung der Verbraucherzentrale NRW bzw. der Industrie- und Handels-
kammern zum Eigen- und Objektschutz als besonders wichtig anzusehen. 
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Der Hochwasser- und Überflutungsschutz ist für Industrie- und Gewerbebetriebe ein nicht zu unterschät-
zender und zugleich wichtiger Standortfaktor, weil Überflutungen dazu führen können, dass Kunden bzw. 
Kundinnen verloren gehen, wenn nicht produziert werden kann. 
 

15. Welche Forschungsbedarfe sehen Sie in der Wasserforschung in NRW? Wie können die Rahmenbedin-
gungen verbessert werden? Wie kann der Transfer von Forschungsergebnissen in die Praxis verbessert 
werden? 

 
Forschungsbedarf besteht insbesondere bezogen darauf, wie der Eintrag von Mikroschadstoffen in die Ab-
wasserströme bereits an der Quelle oder beim Anwender vermindert werden kann. Dies ist auch zur Ver-
meidung steigender Abwassergebühren relevant. 
 

16. Welche Potenziale und Schwierigkeiten sehen Sie bei der Rückgewinnung von Rohstoffen aus Abwas-
ser? Wo sehen Sie Chancen und Risiken für NRW bei diesen Punkten? 

 
Durch die Bundes-Klärschlammverordnung wird ab dem 01.01.2029 bzw. 01.01.2032 vorgegeben, dass eine 
Phosphorrückgewinnung zu erfolgen hat.  
 
Um diese Vorgabe zu erfüllen, fehlt es an passenden Rahmenbedingungen. Bis heute gibt es kein technisch 
ausgereiftes und marktgängiges Verfahren zum P-Recycling. Die Verrechnung von Ausgaben in die Abwas-
sergebühren insbesondere vor 2029 ist bundesweit noch nicht klar geregelt. Die Anpassung der Düngemit-
telverordnung für das Inverkehrbringen der Rezyklate ist womöglich durch das Scheitern des Düngegesetzes 
im Bundesrat in weite Ferne gerückt, wäre aber dringend erforderlich. Auch fehlt weiterhin ein Markt für 
solche Rezyklate und der Anreiz, Sekundärphosphate auch einzusetzen. Wir brauchen in den Kommunen 
und bei den kommunalen Unternehmen klare und verlässliche Rahmenbedingungen, um in die Phosphor-
rückgewinnung investieren zu können. 
 
Spezifisch für den späteren Einsatz von recyceltem Phosphor sollte auf der Grundlage des § 23 Abs. 4 Kreis-
laufwirtschaftsgesetz (KrWG) durch eine Rechtsverordnung des Bundes geregelt werden, dass Sekundär-
phosphor bei der Herstellung von Düngemitteln einzusetzen sind. 
 

17. Welche digitalen Instrumente können bei der Abwasserbewirtschaftung eingesetzt werden? Welche 
Grundlagen (rechtliche, technologische und personelle Ressourcen) müssen dafür geschaffen werden? 

 
Mit dem Klimaatlas NRW ist eine digitale Plattform geschaffen worden, auf deren Grundlage die Städte und 
Gemeinden belastbare Daten abrufen können.  
 
Diese digitale Plattform ist weiter auszubauen. 
 

18. Können Sie uns „beste Beispiele aus der Praxis“ benennen? Woran machen Sie dies fest? 
 
Die Stadt Duisburg nutzt die Abwasserwärme aus dem Ablaufstrom der Kläranlage, um ein Neubaugebiet 
über ein Fernwärmenetz mit Wärme zu versorgen. Die Stadt Leichlingen hat auf öffentlichen Grundstücken 
und unterirdische Niederschlagswasserspeicher integriert in das öffentliche Regenwasserkanalnetz ange-
legt, um Starkregenereignisse besser gerecht werden zu können. Die Stadt Rheine hat in einem Baugebiet 
in öffentlichen Grünanlagen zusätzliche Versickerungsanlagen angelegt, die eine Überschwemmung bei 
Starkregen vermindern können. 
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Mit freundlichen Grüßen 
In Vertretung 

 
 

 

Dr. Christine Wilcken Dr. Marco Kuhn 
Beigeordnete Erster Beigeordneter 

des Städtetages Nordrhein-Westfalen des Landkreistages Nordrhein-Westfalen 
  

 
Rudolf Graaff 
Beigeordneter 

des Städte- und Gemeindebundes Nordrhein-Westfalen 


